
Aus dem Abschlussbericht der Arbeitsgruppe „Patientenautonomie am 
Lebensende“ des Bundesjustizministeriums vom 10. Juni 2004 
 
 
Empfehlungen an den Gesetzgeber 
 
1. Vorschläge zur Änderung des Betreuungsrechts 
 
1.1. Regelungsvorschläge 
Die Arbeitsgruppe schlägt vor, in die Vorschriften des BGB über die rechtliche 
Betreuung folgende Bestimmungen neu aufzunehmen und zu ändern 
 
1.1.1. Einfügung von § 1901 b BGB neu 

 
„§ 1901b Patientenverfügungen 
(1) Der Betreuer hat den in einer Patientenverfügung geäußerten Willen des Betreuten zu 
beachten. Liegt eine Patientenverfügung über die Einwilligung oder die Verweigerung der 
Einwilligung in bestimmte ärztliche oder pflegerische Maßnahmen vor, die auf die konkrete 
Entscheidungssituation zutrifft, so gilt die Entscheidung des Betreuten nach Eintritt der 
Einwilligungsunfähigkeit fort. Dem Betreuer obliegt es, diese Entscheidung durchzusetzen, 
soweit ihm dies zumutbar ist. Das gilt auch dann, wenn die Erkrankung noch keinen 
tödlichen Verlauf genommen hat. 
(2) Der Absatz 1 gilt auch für Bevollmächtigte, soweit der Vollmachtgeber nichts anderes 
bestimmt hat.“ 
 
1.1.2. Änderung und Ergänzung von § 1904 BGB 

 
„§ 1904 Genehmigung des Vormundschaftsgerichts bei ärztlichen Maßnahmen  
(1) Die Einwilligung des Betreuers in eine Untersuchung des Gesundheitszustands, eine 
Heilbehandlung oder einen ärztlichen Eingriff bedarf der Genehmigung des 
Vormundschaftsgerichts, wenn die begründete Gefahr besteht, dass der Betreute auf Grund 
der Maßnahme stirbt oder einen schweren und länger dauernden gesundheitlichen Schaden 
erleidet. Ohne die Genehmigung darf die Maßnahme nur durchgeführt werden, wenn mit 
dem Aufschub Gefahr verbunden ist. 
(2) Die Verweigerung oder der Widerruf der Einwilligung des Betreuers in eine ärztliche 
Maßnahme nach Absatz 1 Satz 1 bedarf der Genehmigung des Vormundschaftsgerichts, 
wenn die Maßnahme medizinisch angezeigt und anzunehmen ist, dass der Betreute 
aufgrund des Unterbleibens oder des Abbruchs der Maßnahme stirbt. Bis zur Entscheidung 
über die Genehmigung hat das Vormundschaftsgericht die im Interesse des Betreuten 
erforderlichen Maßregeln zu treffen. 
(3) Eine Genehmigung nach Absatz 1 und 2 ist nicht erforderlich, wenn zwischen Betreuer 
und Arzt Einvernehmen darüber besteht, dass die Erteilung, die Verweigerung oder der 
Widerruf der Einwilligung dem Willen des Patienten entspricht.  
(4) Die Genehmigung nach Absatz 1 und 2 ist zu erteilen, wenn die Erteilung, die 
Verweigerung oder der Widerruf der Einwilligung dem mutmaßlichen Willen des Betreuten 
entspricht. Hierfür bedarf es individueller konkreter Anhaltspunkte. Fehlen diese, ist das 
Wohl des Betreuten maßgebend. Dabei ist im Zweifelsfall dem Lebensschutz des Betreuten 
Vorrang einzuräumen. Liegt eine ausdrückliche, auf die Entscheidung bezogene Erklärung 
des Patienten vor, so hat das Vormundschaftsgericht festzustellen, dass es seiner 
Genehmigung nicht bedarf. 
(5) Ein Bevollmächtigter kann in eine der in Absatz 1 Satz 1 oder Absatz 2 Satz 1 genannten 
Maßnahmen nur einwilligen, sie verweigern oder die Einwilligung widerrufen, wenn die 
Vollmacht diese Maßnahmen ausdrücklich umfasst und schriftlich erteilt ist. Die 
Genehmigung des Vormundschaftsgerichts ist nicht erforderlich.“ 
 
Vorschläge zur Änderung des Strafrechts 



2.1. Regelungsvorschlag zur Ergänzung von § 216 StGB 
 
Die Arbeitsgruppe schlägt vor, § 216 StGB wie folgt zu ergänzen. 
 
Dem § 216 StGB wird folgender Absatz 3 angefügt: 
„(3) Nicht strafbar ist 
1. die Anwendung einer medizinisch angezeigten leidmindernden Maßnahme, die das Leben 
als nicht beabsichtigte Nebenwirkung verkürzt, 
2. das Unterlassen oder Beenden einer lebenserhaltenden medizinischen Maßnahme, wenn 
dies dem Willen des Patienten entspricht.“ 
 
 
 
 
 
Vollständiger Bericht im Internet erhältlich unter: 
http://www.bmj.bund.de/media/archive/695.pdf 
 
 


